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Unternehmensführung

Keine Mitbestimmung, keine Transparenz
Das geplante Gesetz zur Verbesserung von Transparenz und Nachhaltigkeit erfasst nur wenige 
Unternehmen. Firmen, die sich der Mitbestimmung entziehen, fallen meist nicht darunter. 

Mindestlohn

Gut für die Gesundheit
Eine Erhöhung des Mindestlohns führt dazu, 
dass gesündere Babys auf die Welt kommen.

Die Politik kann mit höheren Lohnuntergrenzen das Geburtsge-
wicht von Säuglingen positiv beeinflussen. Das hat ein Team 
von Ökonomen aus den USA herausgefunden. Für ihre Studie 
haben die Wissenschaftler einen amtlichen amerikanischen 
Datensatz mit Informationen zu rund 46 Millionen Geburten 
aus den Jahren 1989 bis 2012 ausgewertet.

Der Analyse zufolge, die sich auf Mütter mit High-School-
Abschluss bezieht, steigt das Geburtsgewicht im Schnitt um 
zwölf Gramm, wenn der Mindestlohn um einen Dollar erhöht 
wird. Die Wahrscheinlichkeit, dass das Neugeborene weniger 
als 2.500 Gramm wiegt, sinkt um 0,2 Prozentpunkte. Die Er-
klärung: Das höhere Haushaltseinkommen beschere den Müt-
tern eine gesündere Ernährung, weniger Stress und eine bes-
sere medizinische Versorgung während der Schwangerschaft, 

Nur 536 Unternehmen müssten in Zukunft detaillierter über 
Arbeitsbedingungen, Umweltbilanz und Korruptionsbekämp-
fung berichten, wenn der Regierungsentwurf zur Umsetzung 
der europäischen CSR-Richtlinie Gesetz würde. Das geht aus 
einer Studie des Jenaer Juraprofessors Walter Bayer und sei-
nes Mitarbeiters Thomas Hoffmann im Auftrag der Hans-Böck-
ler-Stiftung hervor. Mehrere Tausend Großunternehmen wä-
ren von den erweiterten Transparenzvorschriften nicht erfasst. 

Gelten soll das geplante Gesetz lediglich für „kapitalmarkt
orientierte“ Unternehmen ab 500 Beschäftigten sowie Banken 
und Versicherungen. Nicht einbezogen wären „weite Teile des 
deutschen Mittelstands, aber auch größte Unternehmen, so-
weit sie die Möglichkeiten des organisierten Kapitalmarkts nicht 
nutzen“, konstatieren Bayer und Hoffmann. Unzureichend ist 
die Reichweite des Regierungsentwurfs auch bei einem ande-
ren Thema: Pflichtangaben zur „Diversität“ der Führungsebene 
– etwa Alter, Geschlecht oder Bildungshintergrund – würden
nur für rund 200 Unternehmen gelten. Durch eine unklare For-
mulierung im Gesetzentwurf dürften Konzerne unter den Tisch 
fallen, an deren Spitze eine relativ kleine Holding steht – ob-
wohl darunter Tochtergesellschaften mit Hunderten Beschäf-
tigter und zig Millionen Umsatz angesiedelt sind. Laut Bayer 
und Hoffmann kann ein solches Ergebnis nicht gewollt sein, 
eine Präzisierung des Wortlauts sei erforderlich.

Was nach Auffassung von Norbert Kluge und Sebastian 
Sick, Corporate-Governance-Experten der Hans-Böckler-Stif-
tung, besonders bedenklich ist: Nicht unter das geplante Ge-
setz fallen zahlreiche Unternehmen, die sich aufgrund ihrer 

was direkt dem Nachwuchs zugutekommt. Die Autoren beto-
nen, dass die gemessenen Effekte medizinisch durchaus rele-
vante Größen seien, die den Kindern einen deutlich besseren 
Start ermöglichen und sich so unter Umständen lebenslang 
auswirken.<

Quelle: George Wehby, Dhaval Dave, Robert Kaestner: Effects of the Minimum Wage on Infant 
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Rechtsform besonders zugeknöpft geben können und sich zum 
Teil durch juristische Kniffe auch der Mitbestimmung entzie-
hen. Solche Praktiken bringen mittlerweile mehr als 800.000 
Beschäftigte in Deutschland um Mitbestimmungsrechte, rund 
die Hälfte davon im Einzelhandel. 

Die meisten der betreffenden Unternehmen wären auch 
den neuen Transparenzpflichten entzogen, zeigt die Untersu-
chung. Das gilt etwa für den Einsatz von Familienstiftungen, wie 
von Aldi Nord und Süd oder Lidl praktiziert. Auch bei den Un-
ternehmen mit der „mitbestimmungsvermeidenden“ Rechts-
form einer „Auslandskapitalgesellschaft und Co KG“ läuft das 
Gesetz in seiner geplanten Form häufig ins Leere. So müss-
ten die großen Entsorger ALBA Group plc & Co. KG und Reth-
mann SE & Co. KG ebenso wenig berichten wie die Textilket-
te Esprit. Drei Viertel der etwa 50 deutschen Unternehmen, 
die mitbestimmt wären, wenn sie nicht vorher in eine Europä-
ische Aktiengesellschaft (SE) umfirmiert hätten, fallen eben-
falls nicht unter die neuen Transparenzregeln. Das gilt etwa 
für den Schuhhändler Deichmann SE oder die Hansgrohe SE.

„Solche Transparenzverweigerer dürfen auch nach dem 
neuen Gesetz ihre Geheimwirtschaft gegenüber Kunden, Mit-
arbeitern und der gesamten Gesellschaft weiterbetreiben“, kri-
tisieren Kluge und Sick. Werde der Entwurf nicht substanziell 
geändert, „vertut die Bundesregierung eine Chance, neue Im-
pulse für eine nachhaltige Unternehmensführung zu setzen“. 
Das Gesetz bleibe dann weitgehend wirkungslos.<
Quelle: Norbert Kluge, Sebastian Sick: Geheimwirtschaft bei Transparenz zum gesellschaftlichen 
Engagement?, MBF-Report Nr. 27, November 2016  Download: bit.do/impuls0563
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Lohnuntergrenzen in den Staaten
Der gesetzliche Mindestlohn beträgt in ...
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